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Im Jahr 1995 wurden weitere Änderungen an den Rechtsgrundlagen für die Tätig-
keit des Gerichtshofs (EuGH) und des Gerichts erster Instanz (Gel) der Europäi-
schen Gemeinschaften vorgenommen, die durch das Inkrafttreten des Vertrages
über die Europäische Union und des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum erforderlich geworden waren1. Insbesondere wurde in die Verfahrens-
ordnung des EuGH ein fünfter Titel betreffend „Verfahren gemäß dem EWR-
Abkommen" aufgenommen. Ferner hat das Gel am 6.7.1995 in seine Verfahrens-
ordnung einen Titel über „Rechtsstreitigkeiten betreffend die Rechte des geistigen
Eigentums" eingefügt, um den Besonderheiten dieser Rechtsstreitigkeiten Rech-
nung zu tragen2. Die dort vorgesehenen Regelungen waren durch eine Änderung
des Protokolls über die Satzung des EuGH möglich geworden, die der Rat am
6.6.1995 vorgenommen hatte3.

Die Zahl der beim EuGH eingereichten Klagen stieg gegenüber dem Vorjahr an
- 409 (1995) gegenüber 347 (1994). Die Zunahme ist auf einen Anstieg der Anträge
auf Vorabentscheidung (36 mehr als 1994) und der Rechtsmittel (35 mehr als 1994)
zurückzuführen. Dagegen blieb die Zahl der gefällten Urteile im wesentlichen
unverändert - 225 (1995) gegenüber 215 (1994). Das Gel hatte erneut einen Rück-
gang der neuen Rechtssachen - 260 (1995) gegenüber 450 (1994) - sowie eine
leichte Zunahme der gefällten Urteile - 165 (1995) gegenüber 150 (1994) - zu
verzeichnen4. Die durchschnittliche Verfahrensdauer der Vorabentscheidungsersu-
chen stieg wiederum an - auf 20,5 Monate (1995) gegenüber 18 Monaten (1994),
während sich die Verfahrensdauer der direkten Klagen vor dem EuGH weiterhin
verkürzt hat - von 20,8 Monaten (1994) auf 17,1 Monate (1995)5.

Der vom Europäischen Parlament am 12.7.1995 ernannte Bürgerbeauftragte
Jacob Magnus Söderman6 hat am 27.9.1995 vor dem EuGH seinen Amtseid gelei-
stet7. Die Befugnis des Bürgerbeauftragten, Beschwerden über Mißstände bei der
Tätigkeit der Organe oder Institutionen der Gemeinschaft entgegenzunehmen,
erstreckt sich gemäß Art. 138 e EGV, 107 d EAGV und 20 d EGKSV nicht auf den
EuGH und das Gel „in Ausübung ihrer Rechtsprechungsbefugnisse".

Am 17.7.1995 wurde der deutsche8 Richter des Gel Heinrich Kirschner für eine
weitere Amtszeit vom 1.9.1995 bis zum 31.8.2001 ernannt9.

Zur Vorbereitung der am 29.3.1996 in Turin eröffneten Regierungskonferenz
zur Revision des Unionsvertrages von Maastricht haben der EuGH und das Gel im
Mai 1995 ihre Stellungnahmen abgegeben10. Der EuGH weist insbesondere darauf
hin, daß das System des Vorabentscheidungsverfahrens die eigentliche Grundlage
für das Funktionieren des Binnenmarktes ist und daß es sich für ein zweistufiges
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Gerichtssystem nicht eignet. Ferner hält es der EuGH im Sinne einer Stärkung der
Unabhängigkeit seiner Mitglieder und der Kontinuität der Rechtsprechung für sinn-
voll, die Amtszeit bei gleichzeitigem Ausschluß der Wiederernennungsmöglichkeit
zu verlängern. Schließlich plädiert er für eine Kodifizierung und Bereinigung der
Gründungsverträge. Das Gel fordert u.a. eine angemessenere Verankerung seines
Status im Vertragstext. Das Gericht bemängelt, daß es in Art. 4 EGV unter den
Organen der Gemeinschaft nicht erwähnt wird, und hält insoweit eine Klarstellung
für erforderlich. Auch die Bezeichnung „Gericht erster Instanz" wird nach Auffas-
sung des Gel seiner Funktion in der Gerichtsbarkeit der Gemeinschaft nicht
gerecht, weil es über Tatsachenfragen abschließend entscheidet und zudem über
Rechtsmittel gegen Entscheidungen quasi-gerichtlicher Stellen zu befinden hat.

Freizügigkeit der Arbeitnehmer

Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer beschäftigte den EuGH unter mehreren
Gesichtspunkten. In der Rechtssache C-279/93" ging es um eine unterschiedliche
Behandlung Gebietsfremder und Gebietsansässiger durch nationale (deutsche) Vor-
schriften über die Einkommensteuer im Hinblick auf die steuerliche Berücksichti-
gung der persönlichen Lage und des Familienstands. Der EuGH stellte zunächst
fest, daß es eine mittelbare Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit
darstellen kann, wenn Steuervergünstigungen den Gebietsfremden vorenthalten
werden, da diese meist Ausländer sind. Eine Diskriminierung liegt aber insbeson-
dere nur dann vor, wenn unterschiedliche Vorschriften auf vergleichbare Situatio-
nen angewandt werden. In der Regel befinden sich jedoch Gebietsansässige und
Gebietsfremde im Hinblick auf die direkten Steuern nicht in einer vergleichbaren
Situation. Vor allem ist es normalerweise Sache des Wohnsitzstaats, die persönli-
che Lage und den Familienstand des Betroffenen bei der Besteuerung der im Wohn-
sitzstaat erzielten Einkommensteile zu berücksichtigen. Anders ist dies jedoch,
wenn der Gebietsfremde im Wohnsitzstaat keine nennenswerten Einkünfte hat.
Dann besteht zwischen der Situation eines Gebietsfremden und der eines Gebiets-
ansässigen kein objektiver Unterschied, der eine Ungleichbehandlung rechtfertigen
könnte. Eine Diskriminierung sieht der EuGH darin, daß die persönliche Lage und
der Familienstand des Gebietsfremden weder vom Wohnsitzstaat noch vom
Beschäftigungsstaat berücksichtigt werden. Unter diesen Umständen verstößt eine
nationale Regelung, die zu einer höheren Besteuerung Gebietsfremder führt, gegen
Art. 48 EGV.

Die Rechtssache C-415/9312 betraf die Vereinbarkeit von Transferregeln und
Ausländerklauseln im Bereich des Berufsfußballsports mit dem Gemeinschafts-
recht, insbesondere mit Art. 48 EGV. Aufgrund der Transferregeln nationaler Sport-
verbände kann ein Berufsfußballspieler nur dann bei einem Verein eines anderen
Mitgliedstaats beschäftigt werden, wenn dieser Verein dem bisherigen Verein eine
Entschädigung gezahlt hat. Die Ausländerklauseln sollen sicherstellen, daß bei
Spielen der von den Sportverbänden veranstalteten Wettkämpfe nur eine begrenzte
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Anzahl von Spielern, die die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaats
haben, aufgestellt werden. Zur Frage der gemeinschaftsrechtlichen Zulässigkeit
der Transferregeln führte der EuGH zunächst aus, daß die Beschränkung des Gel-
tungsbereichs der Freizügigkeitsbestimmungen, wie er sie in der Rechtssache
13/7613 für bestimmte sportliche Begegnungen mit spezifischem Charakter aner-
kannt hatte, nicht herangezogen werden kann, um eine sportliche Tätigkeit im
ganzen vom Geltungsbereich des Vertrages auszuschließen. Des weiteren bekräf-
tigte er, daß Art. 48 EGV nicht nur die Abschaffung von Schranken staatlichen
Ursprungs betrifft, sondern sich auch auf Vorschriften wie die strittigen Regeln der
Sportverbände erstreckt, die die Voraussetzungen für die Ausübung einer unselb-
ständigen Tätigkeit durch Berufssportler festlegen. Zum Inhalt des Freizügigkeits-
rechts stellte der EuGH fest, daß Bestimmungen wie die Transferregeln, die einen
Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats davon abhalten, sein Herkunftsland zu ver-
lassen, um von seinem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch zu machen, eine Beein-
trächtigung dieser Freiheit darstellen, auch wenn sie unabhängig von der Staatsan-
gehörigkeit des betroffenen Arbeitnehmers Anwendung finden. Die gegenteilige
Auffassung würde die vertraglich garantierten Rechte ihrer Substanz berauben.
Die Transferregeln sind daher grundsätzlich nach Art. 48 EGV verboten. Die zur
Rechtfertigung der Transferregeln vorgebrachten Gründe hielt der EuGH nicht für
stichhaltig. Auch die Ausländerklauseln sind mit Art. 48 EGV nicht vereinbar.

Die Berücksichtigung von in einem anderen Mitgliedstaat zurückgelegten
Beschäftigungszeiten für die Begründung eines Altersrentenanspruchs war Gegen-
stand der Rechtssache C-443/9314. Der Kläger des Ausgangsverfahrens hatte sich
insbesondere gegen die von dem zuständigen Sozialversicherungsträger für die
Verweigerung der Berücksichtigung vorgebrachte Begründung gewandt, die VO
1408/71 L\ die eine Berücksichtigung grundsätzlich vorsieht, sei nach ihrem Art-. 4
Abs. 4 auf „Sondersysteme für Beamte und ihnen Gleichgestellte" und damit auf
das besondere Versicherungssystem, dem der Kläger unterlag, nicht anzuwenden.
Der EuGH wies das vom Kläger dagegen vorgebrachte Argument zurück, Art. 4
Abs. 4 VO 1408/71 sei im Einklang mit der Ausnahmeregelung des Art. 48 Abs. 4
EGV eng auszulegen. Er stellte fest, daß beide Vorschriften weder den gleichen
Gegenstand haben noch in ihrem Zweck übereinstimmen. Durch die in der Verord-
nung festgelegte Ausnahme besteht zwar eine erhebliche vertragswidrige Lücke in
der gemeinschaftsrechtlichen Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit.
Jedoch wird die Gültigkeit der fraglichen Ausnahmevorschrift wegen des dem Rat
zustehenden weiten Ermessensspielraums dadurch nicht berührt. Der Kläger kann
seine Forderung nach Berücksichtigung der in einem anderen Mitgliedstaat zurück-
gelegten Beschäftigungszeiten allerdings unmittelbar auf die Art. 4 8 - 5 1 EGV
stützen. Eine nationale Vorschrift wie die im Ausgangsverfahren streitige führt
nämlich zu einer nicht gerechtfertigten Diskriminierung zwischen Wanderarbeit-
nehmern und solchen Arbeitnehmern, die ihr Recht auf Freizügigkeit nicht aus-
geübt haben und deshalb in den Genuß umfassender Berücksichtigung von
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Beschäftigungszeiten kommen. Sie verstößt damit gegen die Freizügigkeitsrege-
lung des EG-Vertrages.

Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit

Auch in der Rechtssache C-384/9316 ging es um die Beschränkung einer vertragli-
chen Grundfreiheit durch denjenigen Mitgliedstaat, dem der betroffene Wirt-
schaftsteilnehmer selbst angehört. Das niederländische Finanzministerium hatte
das sog. „cold calling" untersagt, d.h. die Praxis, mit Privatleuten ohne deren vor-
herige schriftliche Zustimmung telefonisch Kontakt aufzunehmen, um ihnen
Finanzdienstleistungen anzubieten. Die Klägerin des Ausgangsverfahrens ist auf
diesem Gebiet nicht nur innerhalb der Niederlande, sondern auch in anderen Mit-
gliedstaaten tätig. Der EuGH stellte zunächst fest, daß der freie Dienstleistungsver-
kehr nicht nur die tatsächliche Erbringung von Dienstleistungen an bestimmte
Empfänger, sondern schon deren Angebot schützt. Das im Ausgangsverfahren frag-
liche Verbot kann auch eine Beschränkung der Dienstleistungsfreiheit darstellen,
weil es den betroffenen Wirtschaftsteilnehmern ein schnelles und direktes Mittel
der Kontaktaufnahme mit potentiellen Kunden nimmt. Ohne Bedeutung ist dabei,
daß die Beschränkung nicht vom Staat des Leistungsempfängers, sondern des Lei-
stungserbringers ausgeht. Art. 59 Abs. 1 EGV verbietet Beschränkungen des freien
Dienstleistungsverkehrs allgemein. Nicht übertragbar auf diesen Fall ist die vom
EuGH mit dem Urteil in den verb. Rechtssachen C-267/91 und C-268/9117 einge-
leitete Rechtsprechung, durch die die Regelung bestimmter „Verkaufsmodalitäten"
vom Anwendungsbereich des Art. 30 EGV ausgenommen worden ist. Diese Recht-
sprechung betrifft nationale Regelungen, die nicht geeignet sind, den Marktzugang
für ausländische Erzeugnisse rechtlich und tatsächlich stärker zu behindern als für
inländische. Im vorliegenden Fall hingegen wird nach den Feststellungen des EuGH
der Zugang zum Dienstleistungsmarkt in einem anderen Mitgliedstaat unmittelbar
beeinflußt. Im Ergebnis hielt der EuGH die niederländische Regelung allerdings
für gerechtfertigt. Der mit der Regelung verfolgte Zweck, den guten Ruf des nie-
derländischen Finanzsektors aufrechtzuerhalten, ist ein zwingender Grund des All-
gemeininteresses, der im konkreten Fall auch in verhältnismäßiger Weise umge-
setzt worden ist.

Zur Abgrenzung der Dienstleistungs- von der Niederlassungsfreiheit äußerte
sich der EuGH in der Rechtssache C-55/9418. Danach schützt der freie Dienstlei-
stungsverkehr die vorübergehende Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit in
einem anderen Mitgliedstaat, während der Begriff der Niederlassung, der sehr weit
zu verstehen ist, die Möglichkeit betrifft, in stabiler und kontinuierlicher Weise am
Wirtschaftsleben eines anderen Mitgliedstaats teilzunehmen. Allerdings schließt es
der vorübergehende Charakter einer Dienstleistung nicht aus, daß sich der Dienst-
leistungserbringer im Aufnahmemitgliedstaat mit einer bestimmten Infrastruktur -
z.B. auch mit einer Anwaltskanzlei - ausstattet, soweit diese Infrastruktur für die
Erbringung der fraglichen Leistung erforderlich ist. Aufgrund dieser Kriterien
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gelangte der EuGH zu dem Ergebnis, daß die zu beurteilende Situation an den Vor-
schriften über das Niederlassungsrecht zu messen war. In diesem Fall muß der
Berechtigte die vom Aufnahmemitgliedstaat aufgestellten Bedingungen für die
Berufsausübung grundsätzlich erfüllen. Der EuGH stellte aber klar, daß solche
Bedingungen die Ausübung der vertraglichen Grundfreiheiten - und damit auch
die Ausübung des Niederlassungsrechts - nur dann behindern oder weniger attrak-
tiv machen dürfen, wenn sie in nichtdiskriminierender Weise angewandt werden,
aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses gerechtfertigt sind und dem
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit genügen.

Gleichbehandlung von Männern und Frauen

Die Rechtssache C-450/9319 betraf ein Vorabentscheidungsersuchen des Bundesar-
beitsgerichts, mit dem dieses eine Klärung der Vereinbarkeit von Vorschriften des
Bremischen Landesgleichstellungsgesetzes mit der RL 76/207/EWG20 herbeiführen
wollte. In dem Gesetz war vorgesehen, daß Frauen bei gleicher Qualifikation wie
ihre männlichen Mitbewerber vorrangig zu berücksichtigen sind, wenn sie unterre-
präsentiert, d.h. in einer Vergütungsgruppe nicht zu mindestens 50% vertreten sind.
Das Bundesarbeitsgericht hatte den EuGH darauf hingewiesen, daß eine grundge-
setzkonforme Auslegung des Gesetzes in bestimmten Härtefällen eine Ausnahme
von der grundsätzlichen Bevorzugung von Frauen gebieten würde. Der EuGH
stellte zunächst fest, daß der Grundsatz der Gleichbehandlung nach Art. 2 Abs. 1
RL 76/207/EWG unmittelbare und mittelbare Diskriminierungen aufgrund des
Geschlechts verbietet. Unvereinbar damit ist es jedoch, Frauen in der vom Landes-
gleichstellungsgesetz geregelten Situation bei einer Beförderung automatisch den
Vorrang einzuräumen. Eine solche Regelung kann auch nicht mit Art. 2 Abs. 4 RL
76/207/EWG gerechtfertigt werden. Aufgrund dieser Vorschrift steht die Richtlinie
Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit für Männer und Frauen nicht
entgegen. Diese Vorschrift ist jedoch als Ausnahme von einem in der Richtlinie
verankerten Recht eng auszulegen. Eine nationale Regelung, die den Frauen abso-
lut und unbedingt den Vorrang einräumt, geht über die Förderung der Chancen-
gleichheit hinaus und überschreitet damit die Grenzen dieser Ausnahme. Zudem
setzt sie, indem sie das Ziel einer Frauenquote von mindestens 50% vorschreibt, an
die Stelle der Förderung der Chancengleichheit das Ergebnis, zu dem allein die
Verwirklichung einer solchen Chancengleichheit führen könnte21.

Staatliche Beihilfen

Im Mittelpunkt der verb. Rechtssachen T-244/93 und T-486/9322 stand die Reich-
weite der Befugnisse der Kommission im Rahmen der Beihilfeaufsicht. Die Kom-
mission hatte in zwei Entscheidungen die jeweils zugunsten desselben Unterneh-
mens angemeldeten Beihilfevorhaben mit dem Gemeinsamen Markt für vereinbar
erklärt, jedoch die Auszahlung der Beihilfen an die Bedingung geknüpft, daß zuvor
die Rückzahlung einer früheren staatlichen Beihilfe erfolgt, deren Rückforderung
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sie in einer bestandskräftigen Entscheidung angeordnet hatte. In den gegen die
Entscheidungen angestrengten Nichtigkeitsklagen hat das begünstigte Unterneh-
men der Kommission insbesondere vorgeworfen, die Koppelung der Genehmigung
einer Beihilfe an die vorherige Rückzahlung einer anderen Beihilfe stelle eine im
Vertrag nicht vorgesehene Sanktion für die unterbliebene Rückzahlung dar. Das
Gel wies dieses Vorbringen zurück. Bei den fraglichen Kommissionsentscheidun-
gen handelt es sich nicht um unbedingte Erklärungen der Vereinbarkeit der Beihil-
fen mit dem Gemeinsamen Markt, verbunden mit einer rechtswidrigen aufschie-
benden Bedingung. Vielmehr war es der Kommission überhaupt erst durch die
erwähnte Bedingung möglich, die neuen Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt
für vereinbar zu erklären. Die Rechtmäßigkeit einer solchen Bedingung folgt not-
wendig aus der in Art. 93 Abs. 2 UA 1 EGV vorgesehenen Befugnis der Kommis-
sion zu entscheiden, daß eine Beihilfe umzugestalten ist. Gegen das klagabwei-
sende Urteil des Gel hat die Klägerin am 20.11.1995 Rechtsmittel beim EuGH
eingelegt23.

Institutionelles Recht

In der Rechtssache C-7/9424, deren Gegenstand hier nicht zu vertiefen ist, hatte die
Bundesregierung Bedenken im Hinblick auf die ordnungsgemäße Besetzung der
zur Entscheidung berufenen Sechsten Kammer des EuGH geäußert. Art. 165 Abs.
2 S. 2 EGV sehe Kammern mit fünf Richtern vor, während die Sechste Kammer
aus sechs Richtern bestehe. Auch wenn die Kammer im vorliegenden Fall tatsäch-
lich nur mit fünf Richtern entscheide, sei nicht bekannt, auf welchen Kriterien die
Besetzung des Spruchkörpers beruhe. Die Überbesetzung der Kammer hielt der
EuGH aus Gründen der gerichtlichen Organisation für zulässig. Was die Kriterien
für die Besetzung der Kammer angeht, begnügte er sich mit dem Hinweis, die Bun-
desregierung habe die konkrete Besetzung nicht gerügt, und im übrigen habe er
nicht feststellen können, inwiefern die Besetzung der Sechsten Kammer in der vor-
liegenden Rechtssache die Rechte der Beteiligten beeinträchtigen könnte. Ange-
sichts dieser lapidaren Feststellungen erscheint es bemerkenswert, daß der EuGH
in seiner Sitzung vom 25.1.1995 besondere Regeln beschlossen hat, nach denen in
überbesetzten Kammern die Bestimmung der in den einzelnen Rechtssachen zu
beteiligenden Richter erfolgt25.

Rechtsschutz in Gemeinschaftsangelegenheiten

In der Rechtssache C-465/9326 ging es erneut um die Frage, welche Maßnahmen
des einstweiligen Rechtsschutzes der nationale Richter ergreifen kann, um vorläu-
figen Schutz vor der Anwendung eines möglicherweise mit primärem Gemein-
schaftsrecht unvereinbaren Akts des sekundären Gemeinschaftsrechts zu gewähren.
In den verb. Rechtssachen C-143/88 und C-92/8927 hatte es der EuGH grundsätz-
lich für zulässig erklärt, einen auf einer Verordnung beruhenden Verwaltungsakt
bis zur Entscheidung des EuGH über ein die Rechtmäßigkeit der Verordnung
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betreffendes Vorabentscheidungsersuchen einstweilig auszusetzen. Er hatte dieses
Ergebnis im wesentlichen mit der Kohärenz des Systems des vorläufigen Rechts-
schutzes begründet. Danach muß einem Kläger, der die Rechtmäßigkeit einer Ver-
ordnung bestreitet, in gleichem Umfang vorläufiger Rechtsschutz gewährt werden,
wie er im Falle einer Nichtigkeitsklage vor dem EuGH in Art. 185 EGV vorgese-
hen ist. Auf Vorabentscheidungsersuchen des VG Frankfurt erklärte der EuGH nun
unter Hinweis auf die ihm in Art. 186 EGV verliehene Befugnis, die erforderlichen
einstweiligen Anordnungen zu treffen, daß der nationale Richter gemeinschafts-
rechtlich auch nicht gehindert ist, einstweilige Anordnungen zur vorläufigen
Gestaltung oder Regelung streitiger Rechtspositionen zu treffen. Im übrigen präzi-
sierte der EuGH die Voraussetzungen, unter denen einstweiliger Rechtsschutz
gewährt werden kann. Insbesondere muß das nationale Gericht eine vom EuGH im
Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes auf Gemeinschaftsebene bereits vorge-
nommene Beurteilung der Frage beachten, ob in dem zu entscheidenden Fall ein
schwerer und nicht wiedergutzumachender Schaden vorliegt.
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